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Arne C. Seifert / Heinz-Dieter Winter 

Nicht den Krieg, sondern Frieden denken! 

Vom falschen Umgang westlicher Politik mit dem Islamismus - Auswege aus der 
Terrorismusfalle 

Anschläge auf britische Banken in der Türkei. Ermordung des Chefs des irakischen 
Regierungsrates, Essedin Salim. Krieg im Gaza-Streifen. US-Folterpraxen stacheln den Hass 
in der arabischen Welt an. Entschuldigungs- und Beschwichtigungsversuche von Präsident 
Bush und seiner Sicherheitsexpertin verhallen. Tagtäglich sterben Menschen in Irak und in 
Palästina. Die Gewalt kennt keine Grenzen. Wie kommt der Westen, wie kommt die Welt aus 
der Terrorismusfalle? Unter dem Titel „Der Sieger“ alarmiert die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“: „Osama bin Laden hat den Westen in die Defensive gedrängt.“ Erstmalig 
wurde in einem solchen Blatt geäußert, westliche Politiker sollten „für friedliche Koexistenz 
werben“. Die ehemalige britische Nordirlandministerin Mo Movlam - sie hat Erfahrung im 
Umgang mit Terroristen - schlug sogar vor, direkt mit Osama bin Laden zu verhandeln. Man 
müsse das machen, meinte sie, denn sonst wären große Teile der Welt zu einem 
immerwährenden Krieg verdammt. 
   Es beunruhigt zutiefst, dass für den Konflikt kein Ende gedacht wird. „Der Kampf gegen 
den Terrorismus ist eine Riesendaueraufgabe“, erklärte Schäuble in der Fernsehdiskussion 
„Berlin Mitte“. Otto Schily charakterisierte den Terrorismus als „eine epochale Bedrohung“, 
der wir für „lange Zeit ausge-setzt“ sein werden. Es ist in der Tat höchste Zeit, die Frage in 
die öffentliche Diskussion zu tragen, wie der Westen aus dem „Schlamassel“ wieder heraus-
kommt. Der Westen und seine Bündnisse benötigten nur wenige Monate, um Programme, 
Mechanismen und Mittel für den Kampf gegen den Terrorismus auszuarbeiten und 
bereitzustellen. Es fällt inzwischen schwer, sich NATO und Europäische Union, Bundeswehr 
und Bundespolitik, Verfassungsschutz und Verteidigungsindustrie ohne stetige Beschwörung 
der terroristischen Gefahr vorzustellen. Hat man sich eingerichtet? Bis jetzt fehlt nach dem 
11. September noch immer ein Friedensentwurf. 

Logisch wäre, so zu denken: Der Westen ist mit einer neuen Art von Krieg konfrontiert, weil 
er es mit einer neuen Art von Gegner zu tun hat. Bräuchte der Westen mit diesem neuen 
Gegner folgerichtig nicht auch eine neue Art von Frieden? Die Friedensfrage gehört ins 
Zentrum der Diskussion. Zu klären ist vor allem zweierlei: Welche friedlichen Auswege gibt 
es aus dem Dilemma des Krieges gegen islamistischen Terrorismus? Welche Alternativen 
bestehen zum falschen Umgang mit Islamismus? Für einen Friedensentwurf benötigt der 
Westen eine kritische und selbstkritische Analyse darüber, wie es kommt, dass seit dem Ende 
der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts der Islamismus, dessen extremste Vertreter zum 
Terrorismus greifen, zum weltpolitischen Problem geworden ist. Hat nicht auch ein falscher 
Umgang des Westens mit der islamischen Welt zu jenem Nährboden beigetragen, auf dem Al-
Qaida entstanden ist? 
   Als USA-Präsident Bush sen. im Feuer des Krieges gegen Irak von 1991 nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes eine „neue Weltordnung“ verkündete, empfanden dies viele 
Muslime als eine von den USA diktierte imperiale Ordnung, in der sie und die Dritte Welt 
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einen marginalen Platz einnehmen würden. Ihre Erfahrungen mit dem Westen in den letzten 
15 Jahren haben dies bekräftigt. Die mit der Globalisierung erfolgte „Öffnung der Märkte“ 
führte nicht zur Beseitigung von Unterentwicklung und Elend. Mit westlichen Waffen 
ausgetragene Konflikte in der Dritten Welt fanden keine Lösungen, sondern verstärkten und 
vervielfachten sich. Westliche Militärinterventionen im afro-asiatischen Raum häuften sich. 
Muslime sehen sich einer wachsenden Missachtung ihrer islamischen Werte ausgesetzt, man 
spricht ihnen Demokratiefähigkeit ab. Stattdessen sollen ihnen westliche Demokratiemodelle 
übergestülpt werden - und das ausgerechnet von jenen westlichen Mächten, die Staaten mit 
Demokratiedefiziten und notorischen Menschenrechtsverletzungen, wie Saudi-Arabien, zu 
ihren engsten Verbündeten zählen. 
     Im Ergebnis solcher internationalen Rahmenbedingungen, aber auch gravierender sozialer 
und politischer Missstände in den eigenen Staaten haben sich in der arabisch-islamischen 
Welt nach dem Niedergang säkularer und sozialistisch orientierter Kräfte mit dem Ende des 
osteuropäischen Sozialismus fast überall islamistische Bewegungen als wichtigstes 
oppositionelles Potential her-ausgebildet. Sie instrumentalisieren die Religion des Islam für 
politische Zwecke. Ihr Kampf richtet sich in erster Linie gegen die eigenen, mit dem Westen 
verbundenen Regierungen, die im Volk an Rückhalt verlieren, in wachsendem Maße aber 
auch gegen den Westen selbst. Die Mehrheit dieser Bewegungen bevorzugt legale 
Möglichkeiten des politischen Wirkens. Es ist grundfalsch, Islamisten generell mit Terroristen 
gleichzusetzen. Sie können aber zu solchen werden, wenn sie unterdrückt und legaler 
Wirkungsmöglichkeiten beraubt werden. 
    Die heutige Hilflosigkeit gegenüber dem Terrorismus ist weitgehend darauf 
zurückzuführen, dass der Westen auf die gewaltige neue politische Heraus-forderung, die der 
Islamismus als weltpolitisches Phänomen seit dem Ende der 80er Jahre darstellt, nicht die 
richtige Antwort findet. In NATO-Kreisen wurde bereits Anfang der 90er Jahre ein 
„Feindbild Islam“ heraufbeschworen. So er-klärte der frühere NATO-Oberbefehlshaber, John 
Galvin, 1991: „In dem jetzt zu Ende gehenden Jahrtausend war die längste Konfrontation die 
zwischen dem Westen und dem Islam. Sie zog sich mehr als eintausend Jahre hin - über die 
Kreuzzüge des Mittelalters bis in die Neuzeit.“ Diese eigentliche Konfliktachse, nämlich jene 
„große Auseinandersetzung mit dem Islam“, kehre nunmehr zurück. Auch USA-Präsident 
Bush sprach nach dem 11. September 2001 von einem „Kreuzzug“. Einer seiner 
neokonservativen Politikberater, Richard Perle, äußerte am 11. Dezember 2003 in einem 
ZDF-Interview, dass radikale Islamisten die ganze Welt islamisch machen wollten und ihre 
Bewohner alle Moslems zu werden hätten.  
      Es ist diese Denkweise, die Leuten vom Schlage bin Ladens die Argumente liefert, mit 
denen sie ihren Anhängern ein „Feindbild Westen“ und die Unausweichlichkeit vermitteln, 
gegen diesen Krieg führen zu müssen. Immer-währender Krieg, USA- und europäische 
Truppen in Afghanistan, in Irak und vielleicht noch anderswo in der islamischen Welt - das 
sind Handreichungen für die Argumentationskette, welche Osama bin Landen für seine für 
den Westen und die islamische Welt gleichermaßen verderblichen Absichten benötigt. 
Das neue Feindbilddenken „Islam“, die militaristische Mittelvorgabe der Bush-
Administration, deren Übernahme durch europäische Regierungen und die nicht akzeptablen 
terroristischen Kampfmethoden einer Minderheit extremistischer Islamisten bilden 
wesentliche Elemente jener politischen Konstellation, die dem militärpolitischen Ansatz zur 
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Dominanz verhalf. Letzteres bezeugen Veränderungen in den westlichen Militärdoktrinen 
nach dem 11. September 2001. De facto wurde der Krieg als Mittel der Politik in einem 
strategischen Sinne rehabilitiert. Damit ist die wichtigste Lehre Europas aus zwei Weltkriegen 
gefährdet.  
   Auch um das zu verhindern bleiben die europäischen Regierungen ihren Bürgern einen 
Gegenentwurf zum Krieg schuldig. Angesichts der beschworenen Gefahr eines 
immerwährenden Krieges sollten sie ihre Absicht erklären, alles ihnen Mögliche dafür zu tun, 
dass die Anwendung von Mitteln des Krieges eine aufgezwungene Ausnahme und keine 
Dauerstrategie bleibt. Sie müssten erklären, mit welchen politischen und diplomatischen 
Mitteln sie diese Absicht zu verwirklichen gedenken. Ein solcher Gegenentwurf hätte 
sicherheitspolitische, friedlich-diplomatische Mittel und, wenn unvermeidlich, militärische 
Mittel miteinander zu kombinieren. Zu fragen ist also: Wie kommen wir zurück zum Frieden? 
Welche Wege führen heraus aus dem, was Anhänger von Samuel P. Huntington 
Zivilisationskrieg nennen? Und wie beugen wir seiner Ausweitung und Verstetigung vor? 
    Ein Gegenentwurf zum Krieg hätte als eine erste elementare, nicht-militärische 
Handlungsdimension fundiert zu klären, worin die gegen den Westen gerichteten 
„Kriegsziele“ des „neuen Gegners“ und seine Kriegsmotive bestehen. Davon hängt die 
Beantwortung der Frage ab, wie man mit dem neuen Gegner zu einer neuen Art von Frieden 
gelangen könnte. Um sie zu beantworten wäre aufzuhellen: Welche Widersprüche zum 
Westen motivieren islamistische Kräfte, gegen diesen in den Krieg zu ziehen? Welchen 
sozialen Charakters ist ihre antiwestliche, auch antisäkulare Bewegung? Welche konkreten 
Streitfra-gen sind auszuräumen? Was wollen Islamisten wirklich? Wollen sie die westliche 
Zivilisation vernichten? Wollen sie tatsächlich, wie die „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“ den „Kern des Programms von Al Qaida“ meinungsbildend verknappt, „die 
Ermordung aller Ungläubigen, um einen weltweiten Gottesstaat zu errichten“? So führen 
Ursachenanalysen von im Umgang mit der islamischen Welt erfahrenen 
Islamwissenschaftlern, Orientalisten, Politikwissenschaftlern, Diplomaten und Militärs zu 
dem Schluss, dass Islamisten generell dann antiwestlich reagieren, wenn sie sich vom Westen 
für angegriffen, verletzt, erniedrigt und belagert halten.  
   Zu beantworten wäre auch die Frage, worin Islamisten, selbst die zur Gewalt greifenden, 
Recht haben könnten. Recht haben sie beispielsweise, wenn sie den USA vorwerfen, dass 
diese die Okkupation palästinensischer Gebiete durch Israel sanktionieren, wie dies Bush 
gegenüber Sharon tat. Recht haben sie, wenn sie dem Westen vorwerfen, nichts dagegen zu 
tun, dass Israel in Verletzung von UNO-Resolutionen die heiligen Stätten des Islam in 
Jerusalem besetzt hält. Vor dem Hintergrund einer solchen Motivations- und Zielanalyse hätte 
die Diplomatie zu klären: Welche friedlichen, politisch-diplomatischen Regelungsideen 
werden gebraucht? Wie kann zwischen extremistischen und gemäßigten Islamisten 
differenziert werden? Ist Vertrauensbildung möglich, mit wem und wie? 
    Vorrangig wären spezifische Handlungsszenarien für den islamischen Raum auszuarbeiten, 
speziell den arabischen und süd-west-asiatischen, sowie für den zentralasiatischen der eigenen 
euro-asiatischen OSZE-Region. Für den nahöstlichen Raum besitzen absolute Priorität die 
unverzügliche Regelung des israelisch-palästinensischen Konflikts und die sofortige 
Beendigung der Okku-pation Iraks durch jede Art westlicher Truppenpräsenz. Sie ist, neben 
dem Nahostkonflikt, nicht nur die größte Provokation für den islamisch-arabischen Raum. Sie 
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wiederbelebt auch jene bis in die Kolonialepoche zurückreichende Dominanz- und 
Gewaltdimension im Umgang des Westens mit ihr. Letzteres würde verstärkt, zöge 
ausgerechnet die Bundesrepublik die NATO zur „Stabilisierung des Nahen und Mittleren 
Ostens“ heran.  
   Eine weitere unerlässliche Handlungsrichtung ist das selbstkritische Überprüfen und 
Ausmerzen traditioneller Fehler westlicher Politik gegenüber diesem Raum. „Neues Denken“ 
ist vor allem hinsichtlich folgender grundsätzlicher Aspekte überreif:  

 Erstens gilt es, sich von dem im Windschatten der Antiterror-Strategie boomenden 
Irrglauben zu verabschieden, die islamischen Gesellschaften ließen sich nach den 
Standards der westeuropäischen oder US-amerikanischen Demokratiemodelle 
modernisieren. Den Kern dementsprechender Strategien bildet zur Zeit das Streben, 
fremde Herrschaftssysteme von außen zu „demokratisieren“, wie das gegenwärtig 
gegenüber Afghanistan sowie Irak praktiziert wird und nun sogar auf den gesamten 
Nahen und Mittleren Osten im Rahmen des USA-Projektes „Greater Middle East“ 
ausgedehnt werden soll. 

 Zweitens müsste das Verhältnis Europas zum Phänomen „islamische Revolution“, zu 
Iran sowie zum Umgang mit sozialer Spezifik der dortigen Gesellschaften im weiteren 
Sinne neu bestimmt werden. Dieses Verhältnis ist von tiefer Abneigung, ja, Ignoranz 
gegenüber der Tatsache geprägt, dass sich im nah- und mittelöstlichen Raum eine 
islamistische gesellschaftliche Fundamentalopposition herausgebildet hat und weiter 
ausbreitet. Sie ist der eigentliche Eisberg, von dem der islamistisch-terroristische 
Gegner des 11. September lediglich die Spitze ist. Auch in Zentralasien befindet sich 
eine solche islamische Opposition im Entstehen. Hier deuten erstmalig mit ehemals 
radikalen Islamisten unterzeichnete vertrauensbildende Maßnahmen, die im Dezember 
2003 in der tadschikischen Hauptstadt Duschanbe vereinbart wurden, eine richtige 
Alternative zum bis dato falschen Umgang mit Islamismus an. Positiv ist zu 
vermerken, dass die Auswärtigen Ämter Deutschlands und der Schweiz die hier 
angestrebte Vertrauensbildung fördern. 

Abschließend bleibt zu fragen: Wer oder was hindert eine deutsche Regierung daran, im 
Interesse der Friedensfrage aus diesen und anderen Aktionsmöglichkeiten ein alternatives 
Handlungsbündel zu schnüren? So richtig und wichtig es war, sich vom Krieg der Bush-
Administration im Irak zu distanzieren - für die Beantwortung der Friedensfrage reicht das 
nicht aus. Das Grundübel besteht in Folgendem: Solange sich europäische internationale 
Politik in der Auseinandersetzung mit islamistischem Terrorismus nicht aus der Dominanz 
einer von der Bush-Administration geprägten militaristischen Mittelvorgabe zu emanzipieren 
vermag oder eine solche Emanzipation nicht für erforderlich hält, wird weder der „Globalität 
und Epochalität“ des Terrorismusphänomens noch seiner Ursachengebundenheit entsprochen.  

Andersherum: Könnte sich Europa zur Friedensfrage und einem ihr entsprechenden 
alternativen Handlungsprogramm durchringen, dann käme am Ende vielleicht doch noch eine 
moderne europäische internationale Politik zustande, die Europa gut zu Gesicht stehen 
würde. 
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